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Betreff:  Legistik und Recht; Fremdlegistik; BG-BMVIT 

Entwurf einer 25. StVO-Novelle; 
Stellungnahme des Bundesministeriums für Inneres 

 

 

Aus der Sicht des Bundesministeriums für Inneres ergeben sich zu dem im Betreff 

bezeichneten Entwurf folgende Bemerkungen: 

 
Aus der Sicht des Bundesministeriums für Inneres ergeben sich zu dem im Betreff 

bezeichneten Entwurf folgende Bemerkungen: 

 
Zu Z 2 (§ 94c Abs. 3): 
§ 94c Abs. 3 iVm Abs. 1 sieht vor, dass auch Gemeinden, die über keinen 

Gemeindewachkörper verfügen, die Handhabung der Verkehrspolizei ausschließlich 

hinsichtlich der punktuellen Geschwindigkeitsmessung gem. § 98b von der jeweiligen 

Landesregierung durch Verordnung übertragen werden kann. 

 

Der im Entwurf vorgesehene Begriffe „punktuelle Geschwindigkeitsmessung“ im § 94c Abs. 3 

StVO sollte vor allem auch unter Bedachtnahme auf die in § 98b bereits erfolgte Definition 

„automationsunterstützte“ Feststellung einer Geschwindigkeitsüberschreitung näher definiert 

werden. 

Zu klären wäre insbesondere die Frage, ob darunter auch der beobachtete Messbetrieb zu 

verstehen ist, bei der der das Gerät Bedienende für die Einhaltung der eichamtlichen 

Vorgaben und für die Richtigkeit der Geschwindigkeitsmessung verantwortlich ist. 

 

12/SN-305/ME XXIV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version) 1 von 3

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



 

- 2 - 

Unter Zugrundelegung der Bestimmungen  §§ 47 und 49a VStG ist darauf hinzuweisen, dass 

die Bezirksverwaltungsbehörden die Bundespolizei im Sinne der Bestimmung des § 97 Abs 

1 lit. b StVO 1960 idgF anweisen könnten, an der Vollziehung der StVO – Handhabung der 

Verkehrspolizei – durch Maßnahmen, die für die Einleitung von Verwaltungsstrafverfahren 

erforderlich sind, nämlich an der Prüfung der aus Überwachungsmaßnahmen gem. § 94c 

Abs 3 StVO ermittelten Daten, mitzuwirken. 

 

Im Falle einer solchen Anweisung zur Abarbeitung von aus dieser Überwachung 

stammenden Übertretungsdatensätzen könnte sich ein erheblicher Mehraufwand für die 

Bundespolizei ergeben. Abgesehen davon sollten auch Verflechtungen der von der 

Gemeinde wahrgenommenen mit jenen durch die Bundespolizei festgestellten 

Übertretungen vermieden werden. 

 

In diesem Zusammenhang soll nicht unerwähnt bleiben, dass nach Ansicht des 

Bundeskanzleramtes-Verfassungsdienst die Anzeige und die Auswertung der automatischen 

Überwachung durch Organe der Behörden erfolgen müssen, wenn eine Straf- oder 

Anonymverfügung erlassen werden soll. 

 

Das BM.I geht daher davon aus, dass durch den vorliegenden Entwurf eine Mitwirkung des 

Wachkörpers Bundespolizei an der Vollziehung des § 94c Abs. 3 StVO nicht vorgesehen ist 

und wird um eine diesbezügliche Klarstellung in den Erläuternden Bemerkungen ersucht. 

 

Gleichzeitig wird eine Ausfertigung dieser Stellungnahme dem Präsidium des Nationalrates 

in elektronischer Form übermittelt. 

 

 

 

 

Für die Bundesministerin: 

 

Mag. Sabine Halbauer 
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